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Preuſen. 


O. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
14. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (27. Febr.). 

Eröffnung 1% Uhr. — Am Miniſtertiſche Graf zur Lippe und die Re: 
gierungs⸗Commiſſarien Geh. Juſtizrath Herzbruch, Geh. Regierungsrath 

zindhorn für das Handels miniſterium, Geh. Rath Greiff für das land⸗ 
Du daftlihe Minifterium und Hauptmann Schulz für das Kriegs⸗ 

erium. 

3 Der Präſident Grabow theilt den Eintritt des Abg. v. Tettau in die 
te und des Abg. Hüffer in die 7te Abtheilung mit. Graf Renard er⸗ 
bält far 4 Wochen Urlaub. Abg. Runge ift in Folge einer Erkältung, 
welche er ſich im Haufe zugezogen, erkrankt. (Heiterkeit) Es find ein ano⸗ 
nymes Mißtrauensſchreiben und noch mehrere Zuſtimmungs⸗Adreſſen an den 
Präſidenten eingegangen. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Geſetzentwurf, betref⸗ 
fend die Aufhebung der Landesordnung der gefürſteten Graf⸗ 
ſchaft Henneberg vom 1. Januar 1539, nebſt der Verordnung 
des Herzogs Moritz Wilhelm vom 12. Juni 1704 und der henne⸗ 
8 Vormundſchafts⸗Ordnung vom 28. April 1801. — Die 
Juſtiz⸗Commiſſion hat eine Auslaſſung in 8 1 vorgeſchlagen, der die Re: 
gierung zuſtimmt. Das Haus nimmt den Geſetzentwurf ohne Diskuſſion in 
erſter und zweiter Leſung an. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der erſte Bericht der Com⸗ 
miffion für das Juſtizweſen über Petitionen. Der penſionirte Bahnwärter 
Heinrich Köſterke zu Oſtrowo bei Polniſch⸗Crone hat gegen den Altſitzer 
Andreas Wichmann zu Eolonie Maximilianowo bei Bromberg wegen Meineids 
denuncirt. — Von der Staatsanwaltſchaft, der Oberſtaatsanwaltſchaft und 
dem Juſtizminiſterium zurückgewieſen, hat er an das Abgeordnetenhaus die 
Bitte gerichtet: Die Einleitung der Unterſuchung und die Vernehmung der 
von ihm benannten Zeugen zu veranlaſſen. Der Sachverhalt iſt folgender: 
Köfterte hat dem Wichmann ein Grundſtück verkauft, auf dem ein Altentheil 
ſeines Schwiegervaters Konarsky eingetragen ſtand. Konarsky mußte dieſe 

orderung im Betrage von 280 Thalern gegen Wichmann einklagen; das 

rundſtück wurde in Folge deſſen ſubhaſtirt, und Wichmann klagte dieſelbe 
Summe nunmehr gegen Köſterke ein und erſtritt ein obſiegliches Urtheil, 
weil er den Eid leiſtete, von dem Altentheil keine Kenntniß gehabt zu haben. 
Nun wollte Köſterke mit einer Meineidsanklage vorgehen, wurde aber wie⸗ 
derholt zurückgewieſen. Er fühlt ſich dadurch in ſeinem Recht verletzt, da er 
ſechs Zeugen haben will, welche beeiden wollen, daß Wichmann vor Abſchluß 
des Vertrages geäußert habe: „er kaufe den alten Konarsky mit“, und nach 
Abſchluß des Vertrages: „er habe den alten Konarsky mitgekauft.“ — Die 
Juſtiz⸗Commiſſton hat dem Haufe empfohlen: die Petition der königlichen 
Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Abg. Dr. John (Labiau) — gegen den Commiſſions⸗Antrag — Der 
Petent iſt durch rechtskräftiges Erkenntniß verurtheilt, eine Summe Geldes 
zu zahlen, weil ſein Gegner geſchworen hat, daß er beim Kauf des Hauſes 
bon dem Altentheil, das dieſe Summe betrug, keine Kenntniß gehabt 
habe. Er fühlt ſich dadurch, daß der Staatsanwalt ſeine Anklage auf 
Meineid nicht aufnehmen will, in feinem Privatrechte verletzt, und die Juſtiz⸗ 
Sanne igt ſich ebenfalls dieſer Auffaſſung zu. Ich glaube, da bie 
Commiſſion die Frage erörtern mußte, ob genügender Grund vorhanden fei, 
eine Unterſuchung wegen Meineids zu eröffnen. — Die außergerichtlichen 
Zeugen und, wenn er ſtatt eines halben Dutzends ein un an die Hand 
gebe, können nicht in Betracht kommen; kein Staatsanwalt wird geneigt ſein, 
auf ſolche Ausſagen hin eine Klage zu erheben. Der Sachverhalt iſt übri⸗ 
gens nicht vollſtändig genug bekannt, und ich glaube, daß in Anbetracht aller 
dieſer Umſtände das Haus nicht umhin kann, über die Petition zur Tages: 
e e 

Meibauer — für den Commiſſions⸗Antrag —: Ich finde es 
ſehr „ daß das Haus nur mit einem gewiſſen Wüberdillel daran 
geht, mit ſolchen . ſich zu beſchäftigen. Aber, da die Staats⸗ 
anwaltſchaft nun einmal in franzöſiſcher Weiſe das Monopol der Anklage 
bat, können allerdings privatrechtliche Anſprüche in vielen Fällen nicht an⸗ 
ders als mit ihrer Hilfe ausgetragen werden. Der Zweck des Antrages iſt 
alſo einfach der, daß das Haus dem, der glaubt, einen civilrechtlichen Ans 
ſpruch 0 * — der aber nicht in der Lage iſt, ihn ohne Hilfe der Staats⸗ 
anwaltſchaft verfolgen zu können, die Mittel dazu verſchafft, indem die Staats⸗ 
anwaltſchaft veranlaßt wird, fi in Beſitz des Materials zu ſetzen, das zu 
der Anklage nothwendig iſt, ohne deren Durchführung der privatrechtliche Ans 
ſpruch nicht zum Austrag gebracht werden kann. 

Abg. Hahn (Ratibor) — gegen den Commiſſionsantrag —: Der Antrag 
der Commiſſion iſt nur mit 7 gegen 6 Stimmen beſchloſſen, alfo im Schooße 
der Commiſſion felbit großen Zweifeln begegnet. Die Tendenz des Antrags 
geht nach dem Vorredner dahin, eine mangelhafte Inſtitution zu ergänzen 
und den Mangel, der aus dem Nichtbeſtehen der Privatanklage gefolgert 
werden ſoll, durch einen Beſchluß des Hauſes zu erſetzen. Daß dies nicht 
name iſt, bedarf keines Beweiſes. Ich will nicht auf das Bedenkliche einer 
eineidsunterſuchung eingehen, die überhaupt ſchwer durchzuführen iſt, und 
in dieſem ſpeciellen Falle ſchwerlich zu einem Refultat führen wird, aber, m. 
H. wenn Sie die Rechte des Denuncianten ſchügzen wollen, jo verdienen die 
des Denunciaten doch mindeſtens dieſelbe Rückſicht. Ich muß aber auch vor 
dem Abweg warnen, eine Unterſuchung zu veranlaſſen, in der ein vermeint⸗ 
licher Meineid durch einen wirklichen bewieſen werden ſoll. Wenn die vor⸗ 
AN Zeugen wirklich etwas auszuſagen hätten, fo würden fie wohl 
chon im Civilprozeß vorgeſchlagen worden kan. Ich bitte Sie, über die 
. p 5 age er n Cena 
5 g. Dr. Gne egen den Commiſſions⸗Antrag). M. H.! In der 
ländlichen Bevölkerung iſt eine wahre Paflion Se fait > Rn Civil⸗ 
prozeß eine Denunciation wegen Meineids anzuhängen. Wenn Sie dieſe 
Verhältniſſe kennen, ſo werden Sie es nicht für rathſam erachten können, die 
Staatsanwaltſchaft in einem zweifelhaften Falle zu einer Anklage auf Mein⸗ 
eld veranlaſſen zu wollen. Die Juſtizj⸗Commiſſion hat früberhin Petitionen 
nur dann zur Berückſichtigung Üderwiefen, wenn evidente Rechtsverletzungen 
oder principielle Intereſſen vorlagen, aber nicht Fälle ſolcher Art. Auch ich 
muß deshalb die einfache Tagesordnung empfeblen. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Die Commiſſion ſchlägt vor, die Staats⸗ 
enwalti&ait zur Beugenbernehmung veranlaſſeu zu wollen, und fie glaubt, 
Ben der Petent ein Recht dazu hat, daß die von ihm namhaft gemachten 
die gen pernommen werden. Das Miniſterium kann ein ſolches Recht in 


fet Ausde i laſſen. Der Staatsanw ; 
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leit nicht vorgeworfen werden. 
der Ober Stnateanmallihalt a in der, die bei mir eingegangen ijt, haben 
155 en gefunden, die erheblich genug geweſen wären, um den Staats ⸗ 
anwalt zur Erhebung einer Anklage anzuweiſen. Die Staatsanwaltſchaft 
vertritt im Uebrigen ihrer ganzen Natur nach ein öffentliches üben In 
3 wie die hier zur Sprache gebrachte, kommt faſt überall eins 
mal ein Verſehen, oder ein Fehler vor. Hier ſcheint es, als ob der inſtru⸗ 
mentirende Richter nicht borfichtig genug verfahren ſei. Die Sache liegt 
offenbar fo, daß es zum Cwwilprozeß gekommen iſt, weil zwiſchen den beiden 
arteien eigentlich kein Einverſtändniß ſeſtgeſtellt worden war; der eine Theil 
efreite ſich von einer Verbindlichkeit, vie er beſtritt, durch einen Eid, und 
amit war der andere Theil natürlich unzufrieden, und ſchritt nunmehr zur 
nklage auf Meineid. Ich glaube, daß die Sache fo liegt und daß das Haus 

über dieſelbe zur Tagesordnung übergehen muß. re 
— Abg. v. Rönne (gegen d. Commiſſ.⸗Antr.) wendet ſich mit einigen Wor⸗ 
„terefie vertreten müſſe und gegen die Annahme, daß der inſtrumentirende 
ter in dem vorliegenden Fall nicht vorſichtig genug geweſen ſei. Er 
„eonftatirt, daß die Redner von drei Fractionen, John⸗Lablau bon der Fort⸗ 
Ichrittspartei, Hahn⸗Ratibor von den Feudalen und Dr. Gneiſt vom linken 
Centrum für die Tagesordnung geſprochen hätten, die auch er empfehlen müſſe. 
a Dr, Simſon (gegen d. Commiſſ.⸗Antr.): Ich kann nicht anders 
Nr für. Tagesordnung ſtimmen; gleichwohl fühle ich mich veranlaßt, auch 
ie Dajorität der Commiſſion in Schuß zu nehmen. Die Sache ſteht ſo: 
8 lt u 8 auf Grund des Eides, den fein Gegner geſchworen hat, verur⸗ 
— * zer glaubt, in ſeinem Recht verletzt worden zu fein, und ich 
eng nicht, wenn das gelehrte Mitglied für Labiau der Commiſſion 
en Vorwurf daraus macht, daß ſie angenommen hat, es könne eine Rechts, 


gegen die Anſicht, daß die Staats⸗Anwaltſchaft blos das öffentliche In⸗ S 


verletzung ſtattgehabt haben. Es iſt auch ganz richtig, daß, wenn Jemand 

in dieſer Weiſe in ſeinem Recht ſich verletzt glaubt, die Möglichkeit der Ab⸗ 

hilfe nur in einem Meineidsprozeß geboten iſt; nicht minder ſteht es feſt, 

2 Al Prozeß nicht eingeleitet werden kann ohne Hilfe des Staats⸗ 
nwalts. 

Das möchte ich zur Erklärung des Votums der Commiſſion, deren Vor⸗ 
ſitzender ich bin, angeführt haben. Als die Angelegenheit zur Berathung 
kam, war ich zufällig verreiſt, ſonſt würde ich für die Minorität geſtimmt 
haben. — Zur Sache ſelbſt möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß die 
Verfolgungen wegen Meineids ſeit den letzten Jahren in beharrlicher Zu⸗ 
nahme find; darüber läßt die Statiſtik keinen Zweifel. Ich weiß nicht, ob 
wirklich ſo viele Eide falſch geleiſtet worden ſind, aber wenigſtens werden 
die Anklagen falſcher Eide häufiger. Nun bin ich zwar ganz der Anſicht 
des Abgeordneten Meibauer, es für einen Fehler zu erklären, daß wir nur 
die öffentliche Anklage haben und daß die Privatanllage fehlt; die Medizin 
aber, die er vorſchlägt, muß ich für ungleich ſchlimmer erklären, als die 
Krantheit ſelbſt. Erwägen Sie, m. H., welches Urtheil Sie mit dem Votum 
dieſes Hauſes in die Waagſchale werfen, wenn der Staatsanwalt die An⸗ 
klage erhebt und ein Schwurgericht über dieſen Fall zu entſcheiden hat. Be⸗ 
denken Sie auch den Eindruck, den es macht, daß die Quote der Freiſpre⸗ 
chungen gegen die der erfolgreichen Anklagen fortwährend im Steigen be⸗ 
griffen iſt. Ich kann mich nur mit dem alten Wort befreunden, daß eine 
Anklage nicht ein, ſondern hundertmal erwogen ſein ſoll. . 

Nachdem der Abg. Rieffenſtahl als Referent noch einmal die Beweg⸗ 
gründe dargelegt hat, welche die Commiſſion zu ihrem Antrage beſtimmten, 
wird zur Abſtimmung geſchritten. — Der Antrag auf Tagesordnung 
wird mit ſehr großer Majorität angenommen. 2 

Die zweite Petition, die zur Berathung kommt, iſt die ihrem Inhalte 
nach übereinſtimmende Beſchwerde der Kaufmannſchaft zu Memel und Elbing 
und der Handelskammern zu Breslau und Bielefeld gegen die Wucher⸗ 
geſetze und für Aufhebung der Zinsbeſchränkung. Daſſelbe Geſuch 
hat auch ein Hr. Nowak im Poſenſchen an das Haus gerichtet. Die Juſtiz⸗ 
Commiſſion hat Ueberweiſung an die königl. Staatsregierung mit 9 
gegen 3 Stimmen beantragt. . 

Abg. v. Gottberg (gegen den Commiſſionsantrag). Die Aufhebung der 
Wuchergeſetze hat, wie bei früheren Gelegenheiten bereits nachgewieſen iſt, 
lediglich einen Nachtheil für den Grundbeſitzer zur Folge. Es iſt daber zu 
verwundern, daß gerade Handels⸗Corporationen, für welche ſeit Einführung 
des Handelsgeſetzes keine Aber lader mehr exiſtirt, um die Aufhebung 
petitioniren. Die Grundbeſitzer laboriren noch in dieſem Augenblicke an einem 
Geſchenk der Liberalen, an der Grundſteuer und Einkommenſteuer, fie bedan⸗ 
ken ſich für weitere Geſchenke und werden ihr Intereſſe ſelbſt wahren. Durch 
die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen wird den Grundbeſitzern eine neue 
Abgabe in Geſtalt höherer fen abgefordert. Wollen Sie dem Grundbeſitz, 
beſonders dem kleineren, helfen, fo intereffiren Sie ſich für die Kredit⸗Inſti⸗ 
tute, aber machen Sie nicht, daß durch Aufhebung der Wuchergeſetze der 
Kredit ſich dahin wendet, wo höhere Zinſen gezahlt werden können, als der 
Grundbeſitzer im Stande iſt. , 

Abg. v. Hennig (für den Commiſſions⸗Antrag.) Herr v. Gottberg irrt 
ſich vollſtändig, wenn er glaubt, daß von dieſer Seite die Grundſteuer⸗Aus⸗ 
gleichung ausgegangen. Den Wange dazu hat Herr v,. Manteuffel ge⸗ 
macht, der bekanntlich nicht zur Fortſchrittspartei gehörte. (Heiterkeit) Die 
Linke hat damals dagegen geitimmt. (Hört!) Der praktiſche Werth der Zins: 
beſchränkungen hat aufgehört auch für den Grundbeſitzer, ſeitdem der Capi ⸗ 
taliſt daburd einen 1 7 — Zinsfuß erzielt, daß er geringere Einzahlungen 
macht, als der Werth feiner Hypothek feſtgeſtellt iſt. Ia Folge der land⸗ 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe find die Grundbeſitzer genöthigt, häufig von 
Kaufleuten bedeutende Vorſchüſſe auf die nächſte Erndte gegen Zinſen zu 
entnehmen. Steigt nun der Zinsfuß auf dem Geldmarkte, jo wird der 
Kaufmann in ſeinem Intereſſe entweder gezwungen ſein, dem Grundbeſitzer, 
von dem er nur einen geringeren Prozentſatz fordern kann, zu kündigen oder 
er muß demſelben den Vorſchuß gegen ſeinen Vortheil zu niedrigerem Zins⸗ 
fuße überlaſſen. Da Letzteres von Niemandem zu erwarten iſt, fo liegt es 
nahe, daß der Grundbeſitzer in Verlegenheit gerathen wird, ſo lange er nicht 
den gleichen Zinfuß zahlen kann, wie der Kaufmann. Es iſt dies übrigens 
auch von den landwirthſchaftlichen Vereinen vollſtändig erkannt worden und 
haben ſich dieſelben wiederholt gegen Zinsbeſchränkungen dem Miniſterium 
gegenüber ausgeſprochen. Der Schluß, den der Herr Abgeordnete b. Gott⸗ 
berg am Ausgange ſeiner Rede gezogen, daß durch Aufrechthaltung der Zins⸗ 
beſchränkung die Mobiliſirung des Kapitals gehindert werde, iſt unrichtig, 
denn da bereits far den Handelsſtand keine derartige Beſchränkung mehr 
exiſtirt, wird die Mobiliſirung durch Aufrechter haltung der Beſchränkung für 
den Grundbeſitz gerade befördert werden, und zwar aus den Gründen, die 
der Herr Vorredner angeführt hat. 

Abg. Hübner ſpricht gegen den Commiſſionsantrag. Er glaubt, daß 
die Behandlung der wichtigen Angelegenheit durch die Juſtizcommiſſion allein 
nicht genügend ſei, und hält es für ungeeignet, auf die früheren, denſelben 
Gegenſtand betreffenden Verhandlungen zurückzugehen, weil ſeitdem eine 
neue Legislaturperiode eingetreten, das jetzige Haus alſo nicht vollſtändig 
inſtruirt fein könne. x 

Abg. Wachsmuth (für den Commiſſionsantrag): Die Beibehaltung 
der Zinsbeſchränkungen beruht auf der Macht der bekannten kleinen Partei. 
(Hört, bort!) Nach dem Gehörten balte ich es kaum für nöthig, Gründe zur 
Unterſtützung des klaren und eingehenden Commiſſionsberichtes zu geben. 
Ich muß aber in der Debatte zurückgreifen auf die Rede des Herrn von 
Gotiberg und hierzu bemerken, daß wir wohl wiſſen, weßwegen die conſer⸗ 
vative Partei ſtets wiederholt, das Geſchenk der Grundsteuer fei von uns ge⸗ 
kommen, weßwegen, um dies glaublich zu machen, ſelbſt Mißbrauch mit 
gleichklingenden Namen getrieben, und daß wir wohl wiſſen, daß pon hier 
aus auch das Geſchenk der 10 Millionen Entſchädigung gekommen iſt. 

Abg. Oſterrath ſpricht gegen den Commiſſionsantrag und bemerkt zur 
Rede des Abg. v. Hennig, daß nicht der ehemalige Minifter v. Manteuffel, 
ſondern Hr. v. Bodelſchwingh die Grundſteuer⸗Regulirung veranlaßt habe. 

Abg. Dr. Lette erklärt ſich für den 3 wobei er beſon⸗ 
ders darauf hinweiſt, daß die Geſchichte der Wuchergeſetze den Beweis lie⸗ 
fert, wie wenig derartige Beſtimmungen jemals geholfen haben. 

Abg. Wagener (Neuftettin): Gegen den Commiſſtons⸗Antrag. Was 
die Grundſteuer betrifft, ſo braucht man nur die Abſtimmungsliſten zu leſen, 
um zu wiſſen, warum die jetzige Majorität die Verantwortlichkeit für die 
Grundſteuer von ſich abwälzt. Zur Sache ſelbſt antworte ich zunächſt Hrn. 
Lette, daß, wenn er Recht hätte, die Abſchaffung der Zinsbeſchränkungen 
überflüfftg wäre. Der mit ihr gemachte Verſuch im Jahre der großen Geld⸗ 
Grifis, 1857, wird den Grundbeſigern wohl im Gedächtniß geblieben fein: 
damals iſt in einzelnen Fällen und zwar in Preußen nicht nur Kündigung 
der zu 4 pCt. dargeliehenen Capitalien, ſondern eine Steigerung des Zins: 
fußes bis auf 15 pCt. 00 f Gleichwohl ſind wir weit davon entfernt, 
den gegenwärtigen Zuſtand für den beſten zu halten, und ich perſönlich be⸗ 
trachte die Zinsbeſchränkung für ein zweideutiges, mißliches Auskunftsmittel, 
das aber wenigſtens ein Hinderniß für die Ausbeutung der ländlichen Ar⸗ 
beit und ein Schutz derſelben gegen die Uebermacht des 1 701 iſt. 

Die Engländer, m. H., die ihren Propheten Adam Smith in dieſer Frage 
ſehr obenhin behandeln, haben die Zinsbeſchränkung allmählich und erſt ganz 
zuletzt für den Grundbeſitz aufgehoben, weil ſie von der richtigen Anſchauung 
ausgingen, daß zwiſchen dem Mobiliar: und dem Sn e ſpecifiſcher 
Unterſchied beſtehe, daß der letztere den Schwankungen des Geldmatktes nicht 
ſo gelenkig folgen, ſeine Vortheile nicht ſo raſch faſſen kann, wie der erſtere. 
chaffen Sie dies Hinderniß weg und wir werden die Veränderung, die Sie 
wünſchen, nicht mehr ſcheuen. Der Courszettel zeigt, daß man oft Kapital 
unter dem landesüblihen Zinsfuße haben kann, nur ber Hypothekar⸗Credit 
iſt der letzte, der an dieſem Vortheil theilnehmen kann, weil ihm die Möglich⸗ 
keit fehlt, täglich über feine Inſtrumente, wie der Geldmarkt über feine bes 
weglichen Effecten, zu disponiren. Der Grundbeſitz hat dieſe Lage auch er⸗ 
kannt und iſt dabei, ſich auf ſeine eigenen Beine zu ſtellen, ſein Vermögen 
zuſammenzuthun, um ſich Banken und leicht veräußerliche Papiere zu ſchaffen, 
wie der bewegliche Credit. Wenn ihm dies gelungen ſein wird — und zu 
meiner Freude kann ich hinzufügen, daß wir in drei Jahren ſo weit ſein 
werden, — dann werden wir die insbeſchränkung für überflüſſig betrachten. 
Bis dahin behalten wir fie trotz der Geſetzesübertretungen, zu denen fie Vers 
anlaſſung giebt, und die an und für fi niemals etwas gegen ein beſtehen⸗ 


| die altliberale Partei es ſich zum Verdienſt anrechnen kann, die jetzige 
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einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 

Dinstag, den 28. Februar 1865. 
des Geſetz beweiſen. Es giebt keines, ſagte O Connel, durch das man nicht 
mit vier Pferden mitten hindurchfahren kann. Der Commiſſionsbericht 
hat das vorhandene ſchätzbare Material nicht um neue, nicht einmal wie neu 
ausſehende Motive vermehrt, ſondern nur alle Sachen gebracht, die ich nicht 
noch um eim neues Päckchen vermehren will und darum ſchließe. 

Abg. v. Sänger (für den Kommiſſions⸗Antrag). Die Verantwortung für 
die Regulirung der Grundſteuer tragen wir, ich und meine politiſchen Freunde, 
die damals die Majorität dieſes Hauſes bildeten und bleiben uns ihrer mit 
innerer Befriedigung bewußt. Zur Sache bemerke ich, daß der Grundbeſitzer 
in Bezug auf umlaufendes Kapitalsbedürfniß den Bedingungen des perſön⸗ 
lichen Kredits wie jeder andere Geſchäftstreibende unterliegt; etwas Anderes 
iſt es mit dem Realkredit. Sie (zur Rechten) fürchten nun, zu mäßigem 
Zinsfuß nach Aufhebung der Beſchränkung kein Geld mehr zu bekommen. 
Hierauf iſt zu erwidern, daß die Beſchränkung thatſächlich immerfort ums 
gangen wird, daß ferner hohe Zinſen dem Beſitzer ur Verlegenheit bes 
reiten können, daß ihn aber der Verluſt an Kapital ruinirt. Das Plus, das 
Sie eventuell zahlen, gilt dem Schutz vor dieſem Verluſt und ſeinen Folgen. 
(Sehr wahr!) Den Weg der Engländer haben wir längſt beſchritten, als 
wir die Wechſelfähigkeit allgemein machten. Schon damals war vorherzu⸗ 
ſehen, daß die Wuchergeſetze nicht mehr lange zu halten ſein würden. Mit 
der Einführung des deutſchen Handelsgeſetzbuches iſt der zweite Schritt ge⸗ 
ſchehen, thun wir jetzt endlich den letzten! Wir konnen ihn thun ohne jede 
Gefahr für den derber i (Beifall.) . 2 

Abg. v. Hoverbeck (für den ng ee Die Herren von jener 
Seite des Hauſes haben zu meiner Freude ihre Beiſpiele gerade aus meiner 
Provinz gewählt. Da kann ich nun verſichern, daß die Landſchaften ſich da⸗ 
hin ausgeſprochen haben, daß ihnen die Zinsbeſchränkung nichts nützt, die⸗ 
ſelben Landſchaften, die den kleinen Beſitzer, den Bauer, in den Kreis ihrer 
Creditgewährung hineingezogen haben. Auch überſehe man nicht, daß der 
Wucher nicht nur die natürlichen höheren Zinſen nimmt, ſondern noch einen 
ee ne für die Gefahr, die er läuft, indem er ſich gegen die Geſetze 
verſündigt. 

Abg. Leue (für den Commiſſionsantrag): Bei den Commiſſionsſitzungen 
ſeien die Commiſſarien von fünf Miniſterien anweſend geweſen, und gerade 
deren Erklärungen hätten die Majorität zu dem gefaßten Beſchluſſe veran⸗ 
laßt. Wenn die Regierung gegenwärtig anderer Anſicht ſei, als im Jahre 
1860, wo ſie ſelbſt einen Geſebentwurf wegen Aufhebung der Wuchergeſetze 
eingebracht, ſo liege das in dem Wechſel der Perſonen und des Syſtems und 
wenn gegenwärtig die conſervative Partei ſage, wir wollen die Zinsbeſchrän⸗ 
kungen beibehalten, ſo ſei die Folge, daß die Grundbeſitzer im Falle der Noth 
kein Geld bekommen würden. 

Ein Antrag des a Parriſius (Gardelegen) auf Schluß der Debatte 
wird alte er da u. A. Graf Schwerin, v. d. Heydt und Laßwitz auf der 
Rednerliſte für den Commiſſionsantrag ſtehen. . FAR 

Abg. Graf Wartensleben bemerkt, daß die Frage keine principielle, 
— 5 eine Zeitfrage ſei, wie ſchon aus der Rede des Abg. Wagener 

ervorgehe. 

Abg. Graf Schwerin: Die Herren v. Gottberg, Wagener und Graf 
Wartensleben ſind hier als Vertreter des Grundbeſitzes aufgetreten, und 
zwar als Vertreter der Grundbeſitzer in einer Provinz, in der ich ſelbſt zu 
Denjenigen gehöre, die ſich zu den größeren Grundbeſitzern rechnen, und die 
auch ein ziemlich ausgedehntes Creditbedürfniß haben. (Heiterteit,) Ich bin 
der Anſicht, und ich bin es nicht allein, ſondern eine große Zahl, ja die 
überwiegende Majorität von Grundbeſitzern in meiner Provinz und im gan⸗ 
zen Lande, daß es nur wünſchenswerth ſein kann, die e 
aufzuheben. (Hört, hört!) In Betreff der Grundſteuerfrage bemerke ich, 


Regelung durchgeführt zu haben. Die Fortſchrittspartei und die Conſervati⸗ 
ven ſtimmten damals dagegen, ihre Concluſton war dieſelbe, aber nicht ibre 
Gründe. Die Fortſchrittspartei wollte die Entſchädigung nicht, und die Con⸗ 
ſervativen wollten die Grundſteuer nicht. (Große Heiterkeit.) Die Aufhebung 
der Zinsbeſchränkungen liegt im Intereſſe der Grundbeſitzer; fie werden den 
Credit, den ſie brauchen, nur haben, ſo weit ſie den Fluctuationen des Zins⸗ 
fußes folgen können. Mit dem hohen Steigen des Zinsfußes im Handel 
iſt noch nicht ein gleiches Steigen für den Hypotheken⸗Credit bedingt, denn 
ſtets werden viele Kapitaliſten die größere Sicherheit bei geringeren Zinſen 
inſen ohne Sicherheit vorziehen. Ich erſuche Sie, m. H., für 
ommiſſtons⸗Autrag zu ſtimmen. (Bravo.) 
Der Schluß der Debatte wird von verſchiedenen Seiten beantragt und 
vom Hauſe genehmigt. Zu perſönlichen Bemerkungen erhalten noch das 
Wort Abg. v. Hennig: Der Abg. Oſterrath hat mich eines Irrthums ge⸗ 
ziehen, weil nicht Herr v. iat. ſondern Herr v. Bodelſchwingh das 
Grundſteuergeſetz eingebracht hat. Ich will die Richtigkeit ſeiner Rüge gern 
ugeben, aber irrtbümlich war meine Behauptung deshalb nicht, weil man 
iniſterien nach den Miniſtern zu citiren pflegt, die für ſie charakteriſtiſch 
ſind, und dieſe Eigenſchaft kann man dem gegenwärtigen Herrn Finanzmini⸗ 
ter, der auch ſchon damals Miniſter war, in keiner Weiſe beilegen (Heiter⸗ 
eit). Abg. v. d. Heydt: Die Ermittelungen der Regierung über die Wir⸗ 
kung der Aufhebung der Zinsbeſchränkung Geben ergeben, daß fie ihren Zweck 
vollſtändig erfüllt hatte, und das Ergebniß führte damals eben zu dem Be⸗ 
ſchluſſe, die Aufhebung der Zinsbeſchränkung in einem Geſetzentwurfe vorzu⸗ 
ſchlagen. Was die Grundſteuer betrifft, ſo habe ich es mir immer zur 
Ehre gerechnet, bei der energiſchen Durchführung der Sache nach Kräften 
mitgewirkt zu haben. Ich halte jene Maßregel für eine der ſegensreichſten, 
deren wir uns je zu erfreuen gehabt haben. 

Abg. Meibauer (als Referent) nimmt Act von der gänzlich veränder⸗ 
ten Sprache, mit der die Gegner der Aufhebung der Wachergeſetze die Sache 
behandeln. Sie citiren nicht mehr Martin Luther! Die Handelskammern 
von Nordhauſen und Inſterburg haben ſich, wie Ref. bemerkt, den obigen 
Petitionen * en, 

Nachdem einige perſönliche Bemerkungen von Hübner und Lette in der 
Unruhe des Hauſes verhallt ſind, kommt es zur Abſtimmung. Ein Antrag 
von Oſterrath auf Tagesordnung hat nur die Conſervativen und — 
Katholiken für ſich. Der Commiſſionsantrag dagegen wird mit überwie⸗ 
genzer Mehrheit angenommen. 5 

Schluß der Sitzung 4 Uhr. Nachſte Sitzung Freitag 10 Uhr. 


Berlin, 27, Nov. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: Dem Seconde⸗Lieutenant a. D. und Zahlmelſter Wiegel⸗ 
mann und dem Aſſiſtenz⸗Arzt Vesper vom Garde Küraſſter⸗Regiment den 
königlichen Kronenorden bierter Klaſſe, unge dem Wachtmeiſter Naumann 
von demſelben Regiment, dem Wachtmeiſter Fiſcher, dem Stabs⸗Trompeter 
Wollenhaupt und dem Roßarzt Winkler vom 1. Garde⸗Dragoner⸗Regi⸗ 
ment das allgemeine Ehrenzeichen, und dem Regierungsrath Freiherrn don 
Diepenbroick⸗ Grüter in Merſeburg den Charakter als Geheimer Regie⸗ 
rungsrath zu verleihen. 5 

[Bekanntmachung.] Bei der Telegraphen⸗Station zu Oſtrowo wird 
am 1. März d. J. der volle Tages dienſt eingeführt werden. 25 

Der Rechtsanwalt und Notar Jaquet zu Strasburg in Weſtpreußen iſt 
als Rechtsanwalt an das Kreisgericht zu Gumbinnen und als Notar für das 
Departement des Appellationsgerichts zu Inſterburg, unter Anweiſung ſeines 
Wohnſitzes in Gumbinnen, verſetzt worden. — Der Rechtsanwalt und Notar 
Göcking zu Calbe a. S. iſt unter Verleihung des Notariats im Departe⸗ 
ei 27 R zu Naumburg als Rechtsanwalt an das Kreis⸗ 
gericht in Halle a. S. 
worden. — Der bisherige Kreisrichter Wollmer zu Inſterburg iſt 
Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht zu Lock und zugleich zum Notar im 


den hohen 


den 


Br 


partement des Appellationsgerichts zu Infterburg, mit Anweiſung feines 


Wohnſitzes in Lyck, ernannt worden. 

Berlin, 27. Febr. [Se. Majeſtät der König] nahmen am 
Sonnabend Vormittag im Beiſein des Gouverneurs und des Kom 
mandanten einige milikäriſche Meldungen, darauf die des nach Königsberg 
zurückkehrenden General⸗Lieutenants v. Griesheim, Commandeurs der 
1. Dioiſton, und daran ſich ſchließend den Vortrag des General⸗Adju⸗ 
tanten General⸗Lieutenants Frhrn. o. Manteuffel entgegen. 

Mittags machten Se. Majeſtät eine Spazlerfahrt. 

Heut Nachmittag 1 Uhr ertheilten Allerböchftviefelben dem Land⸗ 
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mit Anweiſung feines Wohnſitzes daſelbſt, verfegt 


rath Maurer des walbbröpler Kreiſes eine Audienz, machten ſodann 
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Richterſpruche aufzuerlegen. 


im 


wurden. Die Verſammlung erklärte 


2 MT 


und empfingen vor dem bei Ihren königlichen M 
jeſtäten ſtattfindenden Familiendiner den Vortrag des Minifterpräfiden: 
ten v. Bismarck. 

[Se. Maj. der König!] empfingen heute den Beſuch Sr. königl. 
Hoheit des Kronprinzen, ſo wie Sr, königl. Hoheit des Prinzen Albrecht 
(Vater), den Gen.⸗Lieut. und Commandeur der 14. Diviſton, Grafen 
zu Münſter⸗Meinhövel, den Major a. D. Grafen Guido v. Schweinitz 
und Crain und nahmen den Vortrag des Wirkl. Geh. Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath Coſtenoble entgegen. 

[Ihre Maj. die Königin] war vorgeſtern in der 8. Vorleſung 
des wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend, und wohnte geſtern dem Got⸗ 
tesdienſte in der Kapelle des kronprinzlichen Palais bei. Das Familien⸗ 
Diner fand bei den koͤnigl. Majeſtäten ſtatt. 

[Se. königl. Hoheit der Kronprinz! kehrte geſtern Abend 
10 Uhr von Arolſen zurück. St.⸗A.) 

[Das Staats miniſteriumj trat heute Mittag 12 Uhr zu einer 
Sitzung zuſammen. Wie es heißt, wurde über den Flottenbildungs⸗ 
plan berathen. 

[Der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg! iſt ſoweit 
wieder hergeſtellt, daß er in den letzten Tagen voriger Woche bereits 
alle Geſchäfte ſeines Miniſteriums verſehen, ſowie auch den Sitzungen 
des Staatsminiſteriums beiwohnen konnte. 

x [Defterreih und Frankreich.] Aus Mittheilungen, welche 
der Redacteur des „Mem. diplom.“ Hr. Debrauz de Salda macht 
und die wir morgen mittheilen werden, gelangt die „Nordd. A. Z.“, 
wie bereits telegr. gemeldet, zu folgendem Schluſſee: 

„Wir erſehen aus dieſen Mittheilungen, daß der kaiſerlich 
öfterreihifche Botſchafter in Paris in inniger Verbindung mit 
einem Journale ſteht, welches die Sprengung des Bündniſſes 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich herbeizuführen ſucht 
und eine franzöſiſch⸗öſterreichiſche Allianz eifrigſt zu vertheidigen bemüht 
iſt. Dieſe Mittheilungen ergeben die Thatſache, daß der öſterreichiſche 
Botſchafter in Paris einer Politik Vorſchub leiſtet, welche mit der zu 
Tage getretenen politiſchen Haltung des öſterreichiſchen Cabinets gegen 
Preußen im offenſten Widerſpruch ſteht. Wir wollen für heute 
aus dieſen Verhältniſſen keine weiteren Folgerungen ziehen, ſondern 
nur die Frage aufwerfen: was würde die kaiſerlich öſterrei⸗ 
chiſche Regierung thun, wenn der Geſandte einer mit ihr befreundeten 
und innig verbundenen Großmacht in gleich offenkundiger Weiſe eine 
politiſche Haltung einnähme, welche auf die Löſung dieſer freundlichen 
Beziehungen gerichtet iſt?“ 

[Die Unterſuchungshaft.] Die „L. C.“ unterzieht den Entwurf einer 
neuen Strafprozeßordnung ihrer Betrachtung und zwar zunächſt das Kapitel 
von der Unterfuchungs haft Sie ſchreibt darüber: Bekanntlich iſt in dem 

roßen Polenprozeß beinahe die Hälfte der Angeklagten nach dem erſten 

erhör in der Gerichtsſitzung aus dem Gefängniß entlaſſen, und die Staats⸗ 
anwaltſchaft hat ſpäter gar keine Strafanträge mehr gegen ſie geſtellt. 
Trotzdem, daß die Sache ſo günſtig für die Angeklagten lag, hatten ſie mehr 
als 1½ Jahre in Unterſuchungshaft geſeſſen! Dieſe eine große Erfahrung 
ließ wohl erwarten, daß in dem neuen Entwurf dieſem Kapitel eine beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit gewidmet werden würde, indem man verſuchte, die Uns 
terſuchungshaft auf eine kleine Zahl von Fällen als möglich zu beſchränken, 
um nicht einem möglicherweife Unſchuldigen eine harte Strafe ſchon vor dem 
Allgemein wird anerkannt, daß dieſe Forde⸗ 
rung eine Forderung wahrer Gerechtigkeit iſt, und aus der letzten Thronrede 
des Kaiſers der Franzoſen haben wir erfahren, daß die franzöſiſche Regie⸗ 
rung ſich ſehr ernſtlich mit dem Gedanken beſchäftigt, die Fälle, in welchen 
eine Unterſuchungshaft ſtattfinden muß, ſo viel als möglich zu beſchränken, 
und die Sicherheit für die Anweſenheit des Angeklagten bei dem Richter⸗ 
ſpruch durch Cautionen zu erlangen. Ein Blick aber auf die Paragraphen 
des 2. Abſchnittes, alſo auf die SS 119 und folg. des Entwurfs, verſchaffte 
uns die betrübende Erkenntniß, daß der neue Entwurf in dieſer Beziehung 
nicht allein keine Erleichterung darbietet, ſondern eine noch viel härtere Ger 
richtspraxis herbeiführen würde als bisher, wenn er unglücklicherweiſe zum 
Geſetz erhoben werden ſollte. Die Anmerkung zum § 126 weiſt principiell 
die Bürgſchaft durch Bürgen oder durch Hypothek zurüd. Eine directe 
Verſchärfung gegen die bisherige Praxis iſt es, daß ein Straferkenntniß 
1. Inſtanz . 6 Monate Gefängniß den Angeklagten ſchon der Flucht 
verdächtig und deshalb ſeine Eee während des Prozeſſes in den 
ſpäteren Inſtanzen nothwenig macht. ohin das führen würde, davon 
giebt der Prozeß des Abg. Dr. Jacoby wegen feiner Rede im 2, berliner 
Wahlbezirk ein Beiſpiel. . Dr. Jacoby wurde vor dreiviertel Jahren zu 
6 Monaten Haft in 1. Inſtanz verurtheilt. Er würde alſo jetzt ſchon 8—9 
Mongte geſeſſen haben, und doch wird derſelbe Prozeß beim Obertribunal 
wahrſcheinlich erſt in 2—3 Monaten vorkommen, fo daß er alſo faft ein 
Jahr vor dem letzten Urtheilsſpruch in Unterſuchungshaft geſeſſen haben 
würde, während die Strafe nur 6 Monate beträgt. Die Geſtallung eines 
Rechtsbeiſtandes des Angeklagten während der Unterſuchungshaft, 
welche der deutſcke Juriſtentag als eine unbedingte Nothwendigkeit einſtim⸗ 
mig ausgeſprochen hat, fehlt auch in dem Entwurf. Wenn man ſich dieſe 
zu vergegenwärtigt, jo kann man ſich nicht verheblen, daß in dieſem 
Entwurf die Intereſſen des Angeklagten weniger l gefunden 
haben, als die Intereſſeu der Anklage reſp. der Staatsanwaltſchaft, und 
man erinnert ſich dabei unwillkürlich daran, daß es eben zwei Staatsan⸗ 
mälte geweſen find, aus deren Händen dieſer Entwurf hervorgegangen iſt. 
Der gegenwärtige Juſtizminiſter, der Graf zur Lippe, iſt bekanntlich aus der 
Staatsanwaltſchaft zu dieſer hohen Stelle berufen und er hat wieder den 
1 v. Schelling mit dem Straſprozeßordnungsentwurf be⸗ 
auftragt. 

Königsberg, 23. Febr. [Die Kriegsſchuld.] In der letzten Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung trug Dr, Falkſon die von Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten beſchloſſene Petition an das Abgeordneten⸗Haus vor. Der Re⸗ 
ferent leitete feinen Vortrag durch den Hinweis ein, daß der übergroßen 
Pre der Steuerkräfte der hieſigen Einwohner erſt dann Abhilfe zu 
chaffen iſt, wenn der Stadt die alte üble Erbſchaft, die Kriegsſchuld, wird 
n ſein. Nach dem beſchleunigten Amortiſations⸗Plan wird die 
Tilgung erſt Anno 1900 beendigt, wozu die Stadt an Amortiſations⸗Kapital 
und Zinſen noch eine Summe von 2,265,490 Thaler aufzubringen hat. 
Es iſt allgemein die Ueberzeugung, daß die Stadt auf die Uebernahme der 
Kriegsſchuld auf Staatsfonds einen begründeten Anſpruch habe, welche Ans 
ſicht auch der verſtorbene Dber-Bürgermeifter Sperling in feiner im Druck 
erſchienenen Broſchüre niedergelegt hat, jedoch iſt es der Stadt trotz viel⸗ 
fachen Bemühens niemals gelungen, mit ihren deshalb geſtellten Anträgen 
bei den oberſten Staatsbehörden Anklang zu finden. Nach langer Pauſe 
wird der jetzige Moment für günftig erachtet, um von neuem in dieſer An: 
gelegenheit im Intereſſe der Stadt thätig zu fein, indem ſich dieſelbe in 
einer Petition an das Abgeordneten⸗Haus wendet. Aus derſelben wollen 
wir nur wiedergeben, daß, als Napoleon I. nach der Schlacht bei Friedland 
hre 1807 zwölf Millionen Franken an Kriegscontribution erhob, davon 
acht Millionen auf Staatsfonds übernommen, vier Millionen Franken aber 
der Stadt Königsberg zur Aufbringung aus eigenen Mitteln aufgebürdet 

No einſtimmig für die ihr vorgetragene 
Petition und deren Abſendung an die Adreſſe. (K. H. 3) 

Koſten, 23. Febr. Durch Erkenntniß des Criminalſenats des breslauer 
Appellatians⸗Gerichts vom 5. Oktober 1864 iſt Herr Silvian Kamienski 
wegen Ueberführens von Waffen und Kriegs material über die 


preuß. Grenze nach Polen in eine Geldſtrafe von 1198 ½ Thaler eventuell 
neunmonatliche Be Sen verurtheilt 15 Der : 
am 21. d. M. die Gerä 


erurtheilte hat hier 
efängnißhaft angetreten. Es iſt das angeführte nach 
dem „Dziennik pozn.“ das ſechſte in diefer Sache ergangene Erkenntniß, da 
dieſelbe vom Obertribunal nach der Freiſprechung des K. in Ratibor, nach 
Breslau verwieſen worden war. ( Poſ. 3.) 
Stettin, 25. Febr. [J J. kk. HH. der Kronprinz und die 
Kronprinzeſſin] gedenken am 1. März hierher zu kommen und 


bis zum 21. März hier zu verbleiben. Während dieſer Zeit beab⸗ 


ſichtigt S. k. H. der Kronprinz als commandirender General des 
2. Armeecorps auch Truppenbeſichtigung im Bereiche dieſes Armee: 


[Arbeitseinſtellung.] Die 


corps vorzunehmen. 


Magdeburg, 27. Februar. 


. „Magdeb. Pr.“ ſchreibt: Wie bereits geſtein berichtet, wurden auf te⸗ 
legraphiſche Aufforderung zwei Compagnien des koͤnigl. 26. Infanterie: 


ee ar 


a. Regiments 


d Abend 7 Uhr per Eiſenbahn 


gemeine Arbeitseinſtellung geweſen. Dieſelbe wurde hervorge⸗ 
rufen durch die Publikation einer neuen Fabrikordnung, von der 
einzelne Beſtimmungen den Arbeitern zu hart erſchienen. Als ſolche 
wird z. B. ein Paragraph genannt, welcher den Arbeiterinnen verbie⸗ 
tet, mit einem Mantel bekleidet die Fabriklokale zu betreten. Die Ar⸗ 
beitseinſtellung dauert bis jetzt in ſämmtlichen Fabriken noch fort — 
mit Ausnahme jener beiden, deren Beſitzer die Annahme der unbe⸗ 
liebten Fabrikordnung zurückgewieſen haben. Trotzdem aber iſt keine 
Störung der öffentlichen Ruhe zu befürchten, da die feiernden Arbeiter 
ſich bis jetzt von jeder Gewaltthätigkeit entfernt halten. 

Düſſeldorf, 24. Febr. [Preßprozeß.] Vor dem Zuchtpolizeigericht 
wurde heute abermals eine Anklage gegen die „Rhein. Ztg.“ verhandelt. In 
Nr. 355 war cin Artikel über den Einzug des Gardebataillons veröffentlicht, 
welcher u. a. die Vorgänge auf dem 5 des Bahnhofes ſchilderte. Der 
Hauptmann und Platzcommandant, Hr. Reinecke, glaubte ſich durch eine Be⸗ 
merlung über feine Thätigkeit bei dieſer Veranlaſſung beleidigt und beſchwerte 
ſich deshalb bei dem Diviſionscommando, welches letztere denn auch bei der 
Behörde denuncirte und auf Beſtrafung des Verfaſſers, reſp. des Redacteurs 
antrug. Der Redacteur war „nicht in der Lage“, den Verf. des Artikels zu 
nennen, und beſtritt, daß in der bezeichneten Stelle eine Beleidigung des 
Hrn. Hauptmanns und Platzcommandanten enthalten ſei. Dieſe Anſicht 
theilte auch die Raths⸗Kammer, indem ſie ſich gegen die Erhebung der 
Anklage ausſprach, die Appellkammer aber war anderer Meinung und fo 
kam dieſe angebliche Beleidigung zur öffentlichen Verhandlung vor dem Zucht⸗ 
polizeigerichte. Das öffentliche Miniſterium, ſich ſtützend auf die Declaration 
des Appellhofes, beantragte auf Grund des § 102 des Strafgeſetzbuches eine 
Gefängnißſtrafe von einer Woche. Nachdem der Vertheidiger, Hr. Advocat⸗ 
Anwalt Blöm hervorgehoben hatte, daß in dem incriminirten Paſſus im 
Sinne des 1 unmöglich eine Beleidigung enthalten fein könne, zog ji 
der Gerichtshof zurück und erkannte nach kurzer Berathung den Angeklagten 
für ſchuldig und verurtheilte ihn dem Antrage des öffentlichen Miniſteriums 
gemäß zu 1 Woche Gefängniß. a 

Trier, 24. Februar. [Niederlaſſung von Jeſuiten.] Die 
„Trier'ſche Zeitung“ ſchreibt: Man beſchäftigt ſich vielfach mit der aus 
wohlverbürgter Quelle kommenden Nachricht, daß die bei Neuwied be⸗ 
legene, dem Herzog von Arenberg zugehörige, ehemalige Prämonſtra⸗ 
tenfer-Abtei Rommersdorf mit ihren anſehnlichen Liegenſchaften durch 
Schenkung in den Beſitz der Jeſuiten-Paters des Kloſters 
Laach am Laacher⸗See gekommen ſei. Die herrliche Kirche dient jetzt 
als Viehſtall und wurden von dem jetzigen Pächter jahrlich ſechstauſend 
Thaler als Pachtzins gegeben. Dieſe Abtei ſoll einer Tochter des ver⸗ 
lebten Herzogs von Arenberg, welche gegenwärtig ſich in Rom aufhält, 
als Erbtheil zugefallen fein. Da die Jeſuiten bekanntlich in Preußen 
keine Corporationsrechte genießen, ſo wird wohl die Schenkung auf 
irgend einen fpreiellen Namen geſchehen fein. Es war auch vor län⸗ 
gerer Zeit davon die Rede und der Biſchof Arnoldi von Trier hat ſich 
direct bei dem Könige darum verwendet, daß die dem Fiscus gehörige 
großartige Kirche zu Kloſter Laach den Jeſuiten daſelbſt zum Mitge⸗ 
brauche überlaſſen werde. Indeſſen die Sache ſcheint auf unerwartete 
Hinderniſſe geſtoßen zu ſein; denn die Uebergabe der Kirche iſt bis zur 
Stunde noch nicht erfolgt und find die Paters genoͤthigt, fi) neben 
dem Kloſter eine Kapelle zu bauen. Uebrigens nimmt die Zahl der 
Scholaſtiker und Neueintretenden in Laach noch immer zu. 


Breslau, 28. Februar. [Diedſtähle.] Geſtoblen wurden: Garten» 
Straße Nr. 11 fünfundzwanzig Silbergroſchen baares Geld; neue Sand⸗ 
Straße Nr, 7 acht Stück bunte, verſchiedenartig gemuſterte kattunene 
Frauenröcke; Nadlergaſſe Nr. 20 ein Dedbett und ein Kopfkiſſen mit weiß; 
und blau geſtreiften Inletten und braun und weiß geſtreiſten Ueberzügen 
Siebenhufenerſtr. 15 elne ſilberne Cylinderuhr; Berlinerſtr. 22 ein Unterrock 
und ein ſchwarzes Twillkleid mit grauem 
ein buntwollener Frauenrrock ohne Taille; einem Droſchtenkutſcher während 
derſelbe mit feinem Geſpann auf der Gartenſtraße bielt, eine weiße Pferde⸗ 
Dede mit blauer Kante; Friedrich⸗Wilhelmsſtraße 13 ein Biſam⸗Pelzklagen 
mit braunſeiden m Futter; einem Herrn angeblich bon feiner ungelannten 
denne Begleitung eine filberne Cylinderuhr mit Goldrand nebſt vergol⸗ 
eter Kette. 

Verloren wurde: ein Geſindedienſtbuch, lautend auf Helene Pramer. 

Angekommen: Se. Durchlaucht Fürſt v. Hatzfeldt, aus Trachenberg. 
v. Falkenſtein, Oberſt und Regiments⸗Commandeur aus G88) 

ol.⸗Bl. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei o Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ : 
u Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ rl Na Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer, | ratur. tärte, 


Breslau, 27. Febr. 10 U. Ab.] 330,23 0,04 W. 1. Bedeckt. Schnee. 
28. Febr. 6 U. Mrg.] 330,69 0,6] W. 2. Bedeckt. 


Breslau, 28. Febr. [Waſſer 15 BIER: 14 F. — 3. U.⸗P. 1 F. 10 3. 
and. 
1 Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
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Kittai gefuttert; Kloſterſtraße 54 
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Amsterdam, 27. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht) Roggen 
loco etwas lebhafter, Termine feſt. Raps Fehn 69, Herbſt 68. 2851 
Frühjahr 33%, Herbſt 38. 


Berliner Börse vom 27, Februar 1865. 


Fonds- und Geld-Gourse. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Eh A Dividende pro 1862 1863 Zt. 
7 98 ½ br. Aachen-Düsseld.] 3½ f 3½ 3½ 100 % G. 
34 98½% bz. Aachen-Mastrich — — 14 40 b. 
AUT bz. tord.-Rottd..) 6 2 4 114% bs. 
1% 102½ ba. Berg.-Märkische. ab a 4 132% ba. 
41% 102½% bz. erlin-Anhalt... 9% 4 188% ©. 
102% bz. erlin- Görlitz. 2 a 95 d. 
41311021, bz. dito St.-Prior.! — — 3 1/98 bez. 
dito 186441 1021, br. erlin-Hamburg | 614 | 74, 4 |145% B. 
Staats-Schuldscheine|31j 91%, ba. rl.-Potsd.-Mg..|14 180, 4 11 de 3 
Präm.-Anl. von 185513 ½ 130 bz. erlin-Stettin. 4 x „ ) 
Berliner Stadt-Obl. ‚41, 1024, G. öhm.-Westb ... T = 5 Kr u. 
Sener e, ee Ta e be 
BR Fi 2 Cosel-Oderberg.. 1½ 1 182 ı2. 
EN dito Are 7 DIES — St.-Prior.] — — 2 41 bz. 
3 / äi RR n ito die |— — 5 
3 e — Galiz.Ludwigsb.| - E s ooh . 100 ba. 
3 / Kur- u. Neumärk. 4 8 b Ludwigsh.-Bexb.| 9 9 4 |149 bz, 
(Pommersche. . 4 ds bz. Magd.-Halberst. 22% 4 |214% ba 
E Posensche . . 4 04% @ Magdb.-Leipzig. 17? i 4 260 B. 
3 Preussische 4 8 h Mainz-Ludwigsh zb 1 ( [132% ba. 
8) Westph. u. Rhein. 1 |99 bz. — — . u > 1 Eee 
ächsische....... 98 eisse-Brieger... 1 
& — ER N 90 5 Niedrschl.-Märk 4 4 4 971, 8. 

& 1 Niederschl.Zweb| 2/1 % 4 6. 
Louisd’or 110% G,  jOest.Bkn 90% ba. Nordb.Fr.-Wilh.| 3 1 7848080 be 
Goldkronen 9.5'% @. [Poln.Bkn.— =oderschles A. 10 alı 1%, ba. 

dito B. 10/1 101% 1431, 8. 
Ausländische Fonds. dito C. . 10 %% 3½161½ br. 
Oestr.-Fr. St.-B. 5 5 1.0 bs. 
Oesterr. Metalliques.5 |64% ba. u. B Ost südl.st-B]— |8 ( 7 a 146% be. 
dito Nat.-Anl. 5 |10% @. 3 2 7 = 
dito Lott.-A.v.605 [841% br. r. B.|Igheinische...... 8 4 111% b. 
dito dito 64/— 52 be, c. B. dito Stamm-Pr.| 6 6 4 1148 
dito Bader Pr.- A. 4 10% @. Rhein-Nahebahn| — — |3 129% 4% bz 
ey Abr. CrcK Gldd “ 4% 5, 3%¼ 02 ½ ba. 
Russ.-Engl. Anl. 18825 bz. Stargard- Posen 6 Jun 907% ba. (. D.) 
es Dean 27 8. la 24% (4 30h, 8. 
roln. Pfandbr. III. Em. 4 15½ z. Warschau-Wien| — — |& 624 'bz. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 80% bz. 
4 300 Fl. 6 2½ B. Bank- und Industrie-Papiore. 


dito a 200 FLI— 
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Kurhess. 40 Thlr.... 56 ½ etw. ba. ud. Berl. Kassen-V. | 5% 6 127 G. 
Baden. 35 Fl. Loose — 31 U. Braunschw. B. 4 — 85% etw. ba 
2 Bremer Bank 6 Sy 114 B. — 
Elsenbahn-Prloritäts-Actlen. Danziger Bank.. 6 0 1 & 
N Darmst, Zettelb. 9 6 102% B. 
Borg.- Märkische 44211021, G. B 7 108 B. 
dito 11.141,1101%% b. = 25 102% @. 
dito IVA: bz. HannoverscheB.| 5 8 160%, G. 
dito III v. St. 31½g.J8½/84½ bz. Hamb. Nordd. B.] 6 6) 115% B. 
Cöln-Minden........ 1024, K. Vereins-B.| 61% 64% 4 |108 5. 
dito 5 105 oz, önigsberger B.] 8½ % 107 G. 
dito 4 94% B. Luxemburger B.|10 9 86 @ 
dito IIIA 3% B Magdeburger B.] 4% |4 102 otw, bs 
dito 101% 6. Posener Bank. . 51½% 101 B. 
dito ıv la %% >. Preuss. Bank 0 76% 43% 150% b. 
Cos.-Oderb. (wın.) 14 [03 8. Thüringer Bank.| 3 4 77 etw. bz. u G 
Galiz. Ludwigeb. q 485 151 B. 1 „ 51% 100 % bz 
Niederschl-Märk. . 4 07 ©. 
S 2 Eh Berl. Hand- Ges. 9 |8 114% e. bs. 
ai 4 Coburg. Crodb. A.] 8 7 161%, etw. bz 
Niei h 1. Zweigb.. 88 5 5 55 — un * 
tt. i z 
N 8 Dise.-Com.-Ant. 7 1 bn. 
9 - onfer Credb. A. > 42% br. v. d. 
aus r i „3% 14 86% da. 1 D.) 
5 — be. Meininger „| 7 7 101 etw. dr, 
45 „ MoldauerLda.-B.| 24½% | 2½ 40 br. 
10 7 a Oesterr.Oredb.A. 6 RAY, ba. 
ito Bo 1 8 er. 6 0 10) B. 
Oest.-Franz. 3 v 
Oest. südl. $t.-B..... 3 12474, ba. —e= 
Rhein. v. St. gar. 44½ 102 8. Minerva... 2 
Rhein-Nahe-B. gar 440 bz. Fbr.v.Eisenbbfd.| 8½ s e III bz 


Br. 

„ Juli- A 364 —37 T : 
Aug.⸗Sept. 37% Thl. Br., % Thl. Gld., ept. Oft. 37% 20 — 
Gld., 38 Thl. Br. — Gerſte, große und kleine 27—33 Tpl. pr. 1750 Pfd. 
Hafer loco 20½—24 Thl., uckermärker 23 Thl., feiner desgl. 5 
Thl., oderbrucher 22% Thl. ab Bahn bez., Lieferung pr. Febr. 21% Thl., 
Frühjahr 21% Thl. Br., Mai⸗Juni 22 Thl. nom., isZuli 23 Thl. Br., 


Juli⸗Aug. 23% Tbl. Br. — Erbſen, Kochwaare 43—50 Thl, 
39—43 Thl. — Rüböl loco 12 Thl. Br, Fer. 11 — 1 Thl. be 
—% Thl. bez., März⸗April 11% T7 


22 11 14 bl. bez., A 
1, — KA, Thl. bez., Mai⸗Juni 11%, Thl. bez., Sept.⸗Ott. 11 ½ Thl. 
bez. — Leindl loco 12% Thi. — Spiritus loco ohne Faß e u 
Tbl. bez, Febr., Jebr.⸗März und März⸗April 13% — 7 Thl. bez., Br. und 
Gld., April⸗Mai 13% — 4 Thl. bez., Br. und Gld., Mai⸗Juni 135 — 78 
Thl. bez., Br. und Gld., Juni⸗Juli 13, —14 Tbl. bez. Br. und Gld., 
Juli⸗Aug. 14% — ½ Thl. bez., 13 Thl. Br., % Thl. Gld., Aug.⸗Sept. 
1% in be. um Gr % Fil Oi, Sept. Okt. 14 "ThL bez. 
eizen gut verkäuflich. Roggen effectiv bleibt bei mäßigen Anerbietun⸗ 
gen gut zu laſſen. Für Termine zeigte ſich auch heute vielſeitige Frage ſo⸗ 
wohl für nahe Lieferung, als auch für ſpätere Si ten, und unter Zurüds 
haltung der Mbgeber zogen alle Preiſe weſentlich an, die ſich auch bis — 
Schluß des Marktes vollends behaupteten. Gel. 2000 Gtar. Hafer loco 
preishaltend. Termine böber gehalten, aber ohne Umſatz. Rädöl eröffnete 
jeſt und bei knappen Abgebern konnte man über vorgeſtrige Schlußcourſe 
coulant bedingen. Im Verlaufe des Marktes ermattete aber die Stimmung 
wieder und konnte man ſchließlich billiger ankommen. Gek. 300 Ctnr. 


# Breslan, 28. Februar. Wind: Weſt⸗Nord⸗Weſt. Wetter: Schnee⸗ 
treiben. Thermometer Früh 2 Grad Kälte. Am 1 5 Markte blieb luſt⸗ 
loſe Stimmung vorherrſchend, derzufolge ſich Preiſe ſchwach behaupteten. 

Weizen wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weize bruchfreie Waare 60—64 Sgr., 
wenig erbrochene 52—54 Sgr., erwachſene 48—50 Sgr., gelbe bruchfreie 
Waare 57 59 Sgr., wenig erbrochene 48 —52 Sgr., erwachſene 42 - 49 Sgr., 


London, 27. Febr., Nachm. 4 Uhr. Conſols 89. iproz. Spanier 41%. | fei orte ü ti — Ro 84 — 
Sardinier 78. Mexikaner 16 5 öproz. Ruſſen 91%, Neue Nuſſen 88%. . feinfte Sorte bis . de dae "hin, Eur 74 Dh, 
e weiße 36—37 Ser, belle 32—33 Sgr. gelbe 28—"1 Sgr. — "Hafer rubig, 

Der fällige Dampfer „Shannon“ iſt mit der Poſt aus Weſtindien in or 50 Pfd. 24 —27 Sgr. — Erbſen ſchwacher Umſatz. — Widen gefragt, 
Seeg, . re Nachm. 2 Uhr. Geldmangel drückte. Schluß 5 Deifaaten fen. — Zen Ha 1 Wanne geſuch 

1 * ’ * * „ 614 — 2 . — 
Courſe: Sprozentige Metalliques 71, —. „1854er Looſe 88, —. Bant — 50 Sgr. pr, Pike en geſucht. Schlaglein fe apskuchen 8 
Auen 798, —. Nordbahn 182, 40. National⸗Anleibe 78, 80. Grebtt+ Sgr. pr. Schſf. ‚Säfl. 
Aktien 187, 60, Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 199, 40, Galizier 222, 25. Weiß . — — re 
London 112, 10, Hamburg 34, 40. Paris 44, 70. Böhm, Weſtbahn 162,50. | Weißer Weizen, alter 60-6473 Erben 54 5862 
Creditlooſe 127, 75. 1860er Looſe 93, 50. Lombard. Eifenbabn 246, —. Gelb 17 neuer 60-64, Lupinen . 60—70—75 

Frankfurt a. M., 27. Febr., Nachm. 2% Uhr. Die Börfe war nicht] Gelber Weizen, alter 8 Bohnen . 70-78-88 
animirt. Auch nach Schluß der Börſe unverändert und geſchäftslos. Neue Gr „, neuer 3 Sgr. pr. Sad 150 Pfd. Brutto. 
5 — Pfandbr. 83 4. Schluß⸗Courſe: Ludwigsbafen⸗Berbach 148%, Konachſenek Weizen 2 Schlag⸗Leinſaat. . 155—175—198 

iener Wechſel 104%. Darmſt. Bank⸗Attien 237. Darmſt. Zettel⸗Bank — 5 „„ * Winter⸗Raps * 176 206—223 
260. öprozent. Metalliques 62%. 4 prozent. Metalliques 55. 1854er Gerſle, neue 23) —37 Winter-Rübien ..... 173-198 208 
Loofe —. Oeſterr. Nat.:Unl, 68%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —, Hafer, neuer ..... 23—25—27 Sommer-Nübfen... _150 - 173—183 


Febr., Nachm. 2% Uhr, Börfe ruhig. 1 5 Bi 
r Schiffe 


Getreidemarkt.] Weizen ruhig, April-Mai 
28 Brief, 92 Geld. 9. big, Ax 


Weiz 
Schilling billiger, 


i 


feine 22 —25 Thlr., bochfeine 25% — 20 Tol. und 


Hohen Nabel pr. Cie, lte 100% Tits, Sebruaz 19%, Xhlr, Seäbjahe 
ohe r. r. loco 12 r., ruar T. 

11% Tolr., Herbit — Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 80 Tralles 
loco 12% Thlr., Februar 12½ Tolr., Frühjahr 13 Thlr. 


Telegrapbiſche Depeſche. 

London, 22. Febr., Nachts. Sitzung des Unterhauſes. 
Verney fragt Layard: Können Sie über den Stand der Her⸗ 
zogthümerfrage Auskunft geben und iſt Muffell’s in continen⸗ 
talen Blättern oft erwähnte Depeſche vom 27, Januar 
authentiſch? Layard erwiderte, daß keine derartige oder ent⸗ 
fernt ähnliche Depeſche geſchrieben oder abgeſchickt wurde. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. St 
Deut don Grab, Barth und Gem. (MD. Arehric) Im ren 


(Wolffs T. B.) 


